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Organisationsstruktur 

Hochschullehrer mit 
Minderheitsvotum 
gegen Senatsbeschluß 
Seminare und Institute gefordert 
Mit einem Minderheitsvotum wollen vier Professoren, die zur Hochschullehrer-
gruppe „Demokratische Hochschule" (DH) gehören und Senatsmitglieder sind, 
gegen die Beschlüsse zur Organisationsstruktur der Universität vorgehen, wie sie 
von den Fachbereichsräten gefaßt und vom Senat bestätigt wurden. Gegen den 
Willen der Gremien möchten die Mitglieder der stärksten Hochschullehrergruppe 
Institutsstrukturen in der Universität durchsetzen. 

Der von Schulenberg vorgelegte Plan 
sieht die Einrichtung von neun Fach
bereichen mit insgesamt 38 Instituten 
bzw. Seminaren vor. Unberührt in 
seiner Facherzusammensetzung 
bleibt danach lediglich der Fachbe
reich I I , alle anderen Fachbereiche 
werden aufgegliedert und erhalten als 
Substrukturen zum Teil auch Mini-
Institute, (siehe auch nebenstehen
den Kasten) 
Die Vorlage des Schulenberg-Plans 
löste im Senat zum Teil heftige Reak
tionen aus So warf der Jurist Profes
sor Dr. Thomas Blanke seinen Kolle
gen vor, sie versuchten mit ihrem von 
keinem Gremium getragenen Plan 
die Arbeitsplätze der meisten Hoch
schulangehörigen strukturell und in
haltlich neu zu gestalten, ohne sie 
auch nur einmal gefragt zu haben. 
Schulenberg erklärte dazu. seine 
Grupp • habe von Anfang an deutlich 
gemacht, dali sie sich für wissen
schaftliche Einrichtungen, also Insti
tute und Seminare, einsetzen werde. 
Die von den Fachbereichsräten und 
vom Senat beschlossene Organisa

tionsstruktur könne nicht akzeptiert 
werden, weil sie keine funktionsge
rechte Lösung für die Organisations
probleme der Hochschule darstelle. 
Im übrigen sei der Plan seiner Grup
pe im Hinblick auf Anzahl und Zu
ordnung der Institute zu den einzel
nen Fachbereichen veränderungsfä
hig. 
Entgegen der „Demokratischen 
Hochschule" hatten sich alle Fachbe
reichsräte und der Senat grundsätz
lich gegen Institute und Seminare 
ausgesprochen - nicht zuletzt des
halb, weil in diesen Einrichtungen le
diglich die Professoren das Sagen ha
ben. Auch konnten «ch dw Fachbe
reichsräte I, II und III nicht für die 
Teilung ihrer Fachbereiche entschei
den. Lediglich der Fachbercichsrat 
IV beschloß, für die naturwissen
schaftlichen Fächer und Mathematik 
ic einen Fachbereich zu bilden - aller
dings ohne Substruktur. In den Fach
bereichen II und III sollen dagegen 
Kommissionen auf Fächerebene ein
gerichtet werden, in denen auch Stu 

Fortsetzung auf Seite 4 

Elf von zehn Sitzen 
für ÖTV und GEW 
Beteiligung an Personalratswahlen geringer als 1976 
Mit einem großen Erfolg für ÖTV 
und GEW endeten am 20. März die 
Wahlen zum Personalrat. Zehn der 
insgesamt elf Sitze werden von Ver
tretern dtr beiden verbündeten Ge
werkschaften besetzt, Die DAG, im 
letzten und nur neunköpfigen Perso
nalrat noch mit zwei Mitgliedern ver-

L 

Präsidentenwahl 
Anfang Juni? 
Nach einem jetzt aufgestellten 
Terminplan .soll das Konzil späte
stens am 11. Juni den Präsidenten 
gewählt haben. Bereits am 16. 
April wird voraussichtlich der Se
nat darüber entscheiden, wer zur 
Anhörung am 14. Mai eingeladen 
wird. Am 28. wird sich das Gre
mium dann wieder mit diesem 
Thema befassen und dem Konzil 
drei Kandidaten fürdie Wahl vor
schlagen. Erster Wahltermin: 4. 
Juni. Ob der Zeitplan durchgehal
ten werden kann, hängt weitge
hend vom Ministerium ab, das vor 
aer Wahl feststellen muß, ob die 
!6 Bewerber die formalen Voraus
setzungen lür das höchste Amt 
der Uni erfüllen. Im vergangenen 
Jahr wurden dazu mehr als drei 
Monate benötigt. 

treten, mußte sich mit einem Sitz be
gnügen. 
Die Wahlbeteiligung lag gegenüber 
der letzten Wahl 1976 niedriger. 
Stärkste Beteiligung gab es wiederum 
bei den Arbeitern mit 80 Prozent 
{1976: 83,6 %). Bei den Angestellten 
gingen 61,2 Prozent (72,5 %) zur Ur
ne. Das geringste Interesse fand die 
Wahl bei den Beamten: 55.63 Prozent 
(65,9 %). 
Sowohl bei den Beamten wie bei den 
Arbeitern fand lediglich Personen
wahl statt, weil keine konkurrieren
den Listen aufgestellt wurden. Beide 
Gruppen stellen jeweils zwei Vertre
tet im Personalrat. Bei den Angestell
ten dagegen traten ÖTV/GEW und 
die DAG gegeneinander an. Dabei 
konnte die Liste ÖTV/GEW 251 
Stimmen (79,9 %) und damit sechs 
der sieben Angestellten-Sitze auf sich 
vereinigen. Die DAG erhielt 63 Stim
men (20,1 %) und damit nur einen 
Sitz. 1976 wählten noch 30,2 Prozent 
die DAG. Die personelle Zusammen
setzung: Beamte: Helga Kochanows-
ki (ÖTV), Dr. Klaus Struve (GEW). 
Angestellte: Gudrun Buchholz, Man
fred Hinderks, Klaus Liebig, Dr. Jür
gen Metzger. Marita Rosenow, Mi
chael Schröder (alle ÖTV/GEW), 
Christel Thiel (DAG). Arbeiter: 
Horst Hildebrand, Johannes Eilers 
(beide ÖTV) 

Plan der „Demokratischen Hochschule" 
FB I: Erziehungswissen FB IV: Sozialwissenschaf c) Institut für Botanik (Mor

schaften ten phologie, Ökologie und 
Physiologie) 

a) Erziehungswissenschaltli- a) Institut für Soziologie d) Institut für Allgemeine Bio
ches Seminar b) Institut für Politikwissen logie I (Mikrobiologie) 

b) Institut für Sonderpädago- schaft I e) Institut für Allgemeine Bio
gik c) Institut für Politikwissen logie II (Geomikrobiologie) 

c) Institut lür Weiterbildung schaft II f) Institut für Didaktik der 
d) Institut für Geschichte Biologie und der Geogra-
e) Religionspädagogisches Se

FB II: Philosophie, Psy minar 

chologie und Sportwissen 0 Institut lur Arbeitslehre/ FB VII: Chemie 
schaft s) Institut für Raumplanung a) Institut für anorganische 

a) Philosophisches Seminar 
b) Institut für Psychologie 

FB V: Wirtschafts- und Chemie 
b) Institut für organische Che

Rechtswissenschaften mie 

schaft a) Volkswirtschaftliches Insti- c) Institut für physikalische 
Chemie 

FB III: Kommunikation/ 
b) Betriebswirtschaftliches In

stitut FB VIII: Mathematik 

Ästhetik c) Seminar für Berufs- und a) 1. Mathematisches Institut Ästhetik Wirtschaftspädagogik b) 2. Mathematisches Institut 
a) Germanistisches Seminar d) Rechts- und verwaltungs c) 3. Mathematisches Institut 

(einschl. Niederlandistik) wissenschaftliches Seminar d) 4. Institut für Didaktik der 
b) Anglistisches Seminar 
c) Slavistisches Seminar FB VI: Biologie Mathematik 

d) Institut für Bildende Kunst a) Institut für Zoologie I (Mor FB IX: Physik und visuelle Kommunika phologie und Ökologie) FB IX: Physik 
tion b) Institut für Zoologie II (Hu a) 1. Physikalisches Institut 

e) Institut für Musik und audi manbiologie und Physiolo b) 2. Physikalisches Institut 
tive Kommunikation gie der Tiere) c) 3. Physikalisches Institut 

Fachkommission soll über 
Jura-Studiengang entscheiden 
Das Vorhandene bleibt erhalten, mit 
neuen Studiengängen ist nur im ge
ringen Umlang zu rechnen. So läßt 
sich der neueste Kabinettsbe.schluß 
zur Reduzierung der Studicnplatz-
zielzahlen in Oldenburg umreißen. 

Insgesamt will das Kabinett nur noch 
81.000 anstatt 85.000 Plätze in Nie
dersachsen errichten. Aber auch die
se Zahl scheint nicht wenigen Politi
kern im Landtag und im Kabinett 
noch zu hoch gegriffen. Der regie
rungsnahe „rundblick" ließ bereits 
erkennen, daß das letzte Wort des 
Kabinetts zum Ausbau der Hoch
schulen nicht gesprochen sei. 
Aber auch die jetzige Entscheidung 

hat es fürdie Neugrundungen in sich 
und ignoriert regionalen Protest fast 
völlig. In Oldenburg wird die Stu
dienplatzzielzahl voraussichtlich von 
6.800 auf 5.500 gekappt. In jedem 
Fall wird die sogenannte Planungsre-
serve mit 700 Plätzen wegfallen. Über 
die bisher zugesicherten 600 Jura-
Studienplätze will das Kabinett letzt 
lieh entscheiden, wenn ein Gutachten 
einer von ihr noch einzusetzenden 
Kommission vorliegt, die den Bedarf 
an rechtswissenschaftlichen Studien
plätzen untersuchen soll. Kenner der 
Szene meinen allerdings, daß die Re
gierung damit ihr Nein lediglich hin
auszögern will, um nicht die zahl
reichen Repräsentanten der Region, 

die sich nicht nur für Jura stark ge
macht haben, zu brüskieren. 

Sicher ist auf jeden Fall, daß die Stu
diengänge Zahnmedizin und Phar
mazie (letzterer war ebenfalls fest zu
gesagt) nicht eingerichtet werden. So 
bleibt nur noch die Chance fürsolche 
neuen Studiengänge, für die keine 
baulichen Investitionen und nur im 
gelingen Umfang Personalstellen nö-
lig sind. 
Was die Bauinvestitionen insgesamt 
angeht, so scheint zumindest sicher 
zu sein, daß neben dem Zentralbe
reich am Uhlhornsweg auch die na
turwissenschaftlichen Gebäude in 
Wechloy errichtet werden. gh 

Psychosoziale Beratung aufgenommen 
In diesem Sommersemester tritt der 
Aufbau einer psycho-sozialen Bera
tungsstelle (PSB) an der Universität 
in seine konkrete Phase. Der Senat 
hatte im letzten Jahr einstimmig be
schlossen, eine PSB innerhalb der 
Zentralen Studienberatung einzu-
richten,und eine Rahmenkonzeption 
verabschiedet. Die entsprechende 
Stelle ist seit Februar mit Christian 
Leszczynski besetzt, der schon in 
Berlin in einer ähnlichen Finrichtung 
gearbeitet hat. Ferner arbeiten stun
denweise in der PSB Ulla Grensing, 
Jakoba Müller-Wochinger und Elfi 
Shanmugam mit. 

in einem Text der PSB für das Vorle 
sungsverzeichnis heißt es: 
„Die Mitarbeiter der psycho-sozialen 
Beratungsstelle (PSB) gehen davon 
aus, daß die Universität als Institu
tion persönliche Schwierigkeiten her
vorrufen oder verstärken kann. Der 
Bereich möglicher Probleme ist dabei 
weit gesteckt: 
Anonymität und Isolation in den Se 
minar^n: Reueschwierigkeiten; Prü

fungsängste; Arbeits- und Konzen-
trationsstörungen; Gefühle von 
Überforderung; Partnerschwieng-
keiten; sexuelle Probleme; Ablö
sungsschwierigkeiten vom Eltern
haus; Autoritätskonflikte und Unfä
higkeit, die eigenen Wünsche durch
zusetzen; zu erwartende Arbeitslo
sigkeit... 

Die psycho-soziale Beratungsstelle 
will Angebote machen, die dabei hel
fen können, mit solchen Problemen 
besser fertig zu werden, sie befriedi
gend zu lösen. Unser vorläufiger Ar
beitsraum ist im VG 010, dort an der 
Tür und am Aushangbrett der Stu-

dienberatung sind alle Termine, Un
ternehmungen, Gruppen usw. der 
PSB angekündigt. Nachrichten errei
chen uns über unser Postfach oder te
lefonisch 798-308/353.-
Die wichtigsten Termine: Dienstag 
und Donnerstag von 11 bis 13 Uhr of
fene Sprechstunde, in der dann weite
re Gespräche verabredet werden 
können (VG 010). Mittwoch ary*8 
Uhr „jour fixe": eine offene Gruppe 
für alle, die sich an der Aufbauarbeit 
in irgendeiner Form beteiligen wol
len (Teestube VG). In der Mitte des 
Semesters wird ein teach-in über 
Konzeption und Stand der Aufbau
arbeit der PSB stattfinden. 

Freie Plätze für Symposium in Groningen 
Für das am 17. April in Gronin
gen stattfindende Symposium mit 
dem Thema „Entwicklung in der 
holländischen Nordregion und 
der Nordwestregion der Bundes
republik" sind noch Plätze zu ver
geben. Interessenten wenden sich 

bitte an den Akademischen Rat 
Dr. Jens Windelberg(FB III). Ab
gesprochen sind insbesondere 
Studenten der Sozial- und Wirt
schaftswissenschaften. Symposi
ums-Unterlagen sind in der Pres
sestelle erhältlich. 
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Das Bild der Universität in der Bevölkerung 
Kurzfassung einer empirischen Untersuchung/Von Martin Bröking, Wolf-Dieter Scholz, Andrä Wolter *) 

Wie sieht eigentlich die Oldenburger 
Bevölkerung die Oldenburger Uni
versität'1 Diese Frage ist nicht nur für 
die außeruniversitäre Öffentlichkeit 
von Interesse, sondern insbesondere 
auch für Studenten und Bedienstete 
der Universität. Hier scheint die Un
sicherheit über Ruf und Ansehen der 
Universität besonders groß zu sein -
vor allem angesichts einer vielfach 
kritischen oder sogar ablehnenden 
Berichterstattung über die Universi
tät in manchen Medien. Um über 
dieses Problem mehr Klarheit zu ge
winnen und zu überprüfen, ob es sich 
hierbei um eine Fehleinschätzung 
oder um ein realistisches „Selbstbild" 
handelt, sollte dieser Frage einmal 
systematisch nachgegangen werden. 
Dazu ist in einer Lehrveranstaltung 
über empirische Forschungsmetho
den und Datenanalyseverfahren in 
den Erziehungs- und Sozialwissen
schaften im Sommersemester 1979 
und im Wintersemester 1979/80 ge
meinsam von Lehrenden und Stu
denten eine Untersuchung geplant, 
durchgeführt und ausgewertet wor
den. Mit dieser Untersuchung ver
band sich auch eine h o c h s c h u l 
d i d a k t i s c h e Zielsetzung: 
Erhebungs- und Auswertungsmetho
den in der empirischen Sozialfor
schung sollten nicht mehr oder weni
ger kanonisiert als tradiertes Lehr
buchwissen, sondern stärker als üb
lich problem- und anwendungsorien-
tiert im Rahmen praktischer Sozial
forschung vermittelt werden. Eine 
solche stärker praxisorientierte Ver
anstaltung schließt eine systemati
sche Einarbeitung in die Methoden
lehre nicht aus; sie setzt diese viel
mehr voraus, akzentuiert aber das 
Verhältnis von theoretischer Grund
legung und praktischer Anwendung 
von empirischen Forschungsmetho
den etwas anders. Aus dieser hoch
schuldidaktischen Zielsetzung her
aus ist eine empirische Untersuchung 
über das „Image" der Oldenburger 
Universität bei der Oldenburger Be
völkerung entstanden. 
Die Untersuchung ging von der Ver
mutung aus, daß die anhaltenden 
Auseinandersetzungen und Konflik
te um die Gründung und die bisheri
ge Entwicklung der Oldenburger 
Universität dazu beigetragen haben 

könnten, die soziale Integration und 
die Anerkennung ihrer Arbeit durch 
die Oldenburger Bürger zu erschwe
ren oder sogar zu verhindern. Diese 
Vermutung konnte angesichts des 
Echos naheliegen, das solche Kon
flikte in der lokalen und z.T. auch 
überregionalen Öffentlichkeit bzw. 
ihren Medien gefunden haben. Die 
Tendenz dieser Berichterstattung 
war zwar nicht einheitlich, die Uni
versität hat vielmehr - insbesondere 
in dem Streit um ihren Namen und in 
der Frage des Ausbaustopps - auch 
breite Unterstützung erhalten; den
noch kann nicht übersehen werden, 
daß ihre Gründungs- und ihre bishe
rige Entwicklungsgeschichte von ei
nem hohen Ausmaß an publizitäts
wirksamer Kritik begleitet war. Im
mer wiederkehrende zentrale Vor
würfe betrafen vor allem die vorgeb
lich einseitige politische Ausrichtung 
der Universität, die damit verbunde
ne einseitige Beeinflussung ihrer Stu
denten und die geringe wissenschaft
liche Effektivität ihrer Arbeit. 

Ein Ziel der Untersuchung bestand 
darin, mit den Mitteln der empiri
schen Sozialforschung zu überprü
fen, ob es sich bei diesen eher ableh-
nenden\and negativen Beurteilungen 
der Oldenburger Universität tatsäch
lich um die Wiedergabe der off en t-
l i c h e n M e i n u n g derOldenbur-. 
ger Bevölkerung oder eher um eine 
durch die Medien v e r ö f f e n t l i c h 
t e M e i n u n g bestimmter Perso
nen oder Gruppen handelt. Wenn in 
diesem Zusammenhang davon ge
sprochen wird, daß in dieser Untersu
chung die öffentliche Meinung über 
die Oldenburger Universität mit der 
Methode des Interviews erhoben und 
analysiert wurde, dann wird mit dem 
Begriff der öffentlichen Meinung hier 
die Meinung eines repräsentativen 
Querschnitts der erwachsenen Bevöl 
kerung in Oldenburg bezeichnet. 
Entsprechend ist auch die Stichprobe 
als eine repräsentative Wahrschein
lichkeitsauswahl der Einwohner Ol
denburgs im Alter über 17 Jahre kon
struiert worden. Verglichen mit den 
zur Verfügung stehenden amtlichen 
Daten über die Zusammensetzung 
der Oldenburger Bevölkerung hat 
sich die Stichprobe hinsichtlich der 

Merkmale Alter und Geschlecht als 
repräsentativ erwiesen. Die Stichpro
be umfaßt 350 Personen. Dazu kann 
angemerkt werden, daß die Qualität 
einer Stichprobe nicht in erster Linie 
von ihrer absoluten Große abhängt. 
sondern vor allem davon, daß das 
Sample eine ähnliche Verteilung 
wichtiger Merkmale aufweist wie die 
Grundgesamtheit. Unter dieser Be
dingung kann auch eine zahlenmäßig 
kleinere Stichprobe als repräsentativ 
angesehen werden. 
Die Befragung der für das Untersu-
chungssample ausgewählten Perso
nen wurde mit einem standardisier
ten Interviewleitfaden durchgeführt, 
dessen Konstruktion den Standards 
und Regeln der Methodologie der 
empirischen Sozialforschung ent
spricht. Er ist vor seiner endgültigen 
Fertigstellung einem Pretest unterzo
gen worden. Die Interviews haben 
die an der Untersuchung beteiligten 
Studenten selbst durchgeführt. Sie 
sind darauf im Rahmen der Veran
staltung systematisch vorbereitet 
worden. Die Interviews sind im Zeit
raum von Juli bis September 79 
durchgeführt worden. Die Auswer
tung erfolgte im Wintersemester 
1979/80. Der Bericht über die Unter
suchung ist im Frühjahr 1980 fertig
gestellt worden. 

In die Darstellung und Interpretation 
der erhobenen Daten sind neben den 
einfachen Häufigkeitsverteilungen 
der Antworten auf die im Interview
leitfaden enthaltenen Fragen nur sol
che Korrelationen und Prozentsatz
differenzanalysen eingegangen, die 
durch einen statistischen Signifikanz
test abgesichert worden sind. Die 
Auswertung und Interpretation der 
erhobenen Daten erfolgte - entspre
chend der Anlage der Untersuchung -
weitgehend deskriptiv, wobei die ein
zelnen in den Interviews gestellten 
Fragen als Indikatoren für die soziale 
Integration der Universität, für die 
Anerkennung ihrer Bedeutung als ei
ner Verbesserung der Infrastruktur 
und für die Einschätzung ihrer politi
schen Ausrichtung definiert worden 
sind. 

Im folgenden sollen die wichtigsten 
Ergebnisse dieser Untersuchung zu
sammenfassend dargestellt werden. 

Die allgemeine Beurteilung der Universität 
Die Universität hat nach dem Urteil 
der Mehrheit der in dieser Untersu
chung Befragten in der Oldenburger 
Bevölkerung ein durchaus positives 
Image. 55 % aller Befragten meinen, 
daß die Universität ganz allgemein in 
der Olaenburger Bevölkerung eher 
positiv eingeschätzt wird, während 
32 ("r gegenteiliger Auffassung sind. 
Ähnlich positiv wie diese „Fremdein
schätzung" der Universität fallen die 
Antworten auf die Frage aus, ob Ol
denburg ohne die Universität insge
samt schlechter dastehen würde; 
denn 53 % der Befragten bejahen die
se Frage, nur 35 % sind der Meinung, 
Oldenburg stände ohne die Universi
tät nicht schlechter da. Danach wird 
die Universität offenbar allgemein als 
ein Gewinn für die Stadt Oldenburg 
(und den Nordwestraum) angesehen. 

Die positiven Auswirkungen der 
Universität werden vor allem in der 
Verbesserung des Studienangebotes 
(von 69 95 aller Befragten genannt), 
in der Erweiterung des kulturellen 
Angebotes (42 %) und in beschäfti
gungspolitischen Vorteilen wie der 
Schaffung zusätzlicher bzw. der Er
haltung vorhandener Arbeitsplätze 
(30 %) sowie in weiteren Ökonomi
schen Vorteilen wie der Förderung 
des Geschäftslebens (20 %) und der 
Belebung auf dem Wohnungsmarkt 
(3** '": > gesehen. 

Die Universität wird nur von einer 
Minderheit negativ beurteilt. Nach 
der Meinung von 23 % aller Befrag
ten wirkt sie sich in irgendeiner Weise 

auch negativ aus. Von diesen Kriti
kern wird dabei vor allem befürchtet, 
durch den Ausbau der Universität 
könnten die städtischen Lebensver
hältnisse insgesamt erheblich ver
schlechtert werden - z.B. durch Mas
sierung der Bebauung oder ein über
mäßiges Anwachsen des Straßenver
kehrs. Demgegenüber muß aber her
vorgehoben werden, daß immerhin 
63 % der befragten Oldenburger kei
ne negativen Auswirkungen sehen. 
Für die Mehrzahl derjenigen Perso
nen, die auch negative Auswirkungen 
der Universität sehen, scheinen die 
geäußerten Vorbehalte eher eine ab
strakte Bedeutung zu haben; denn die 
Frage, ob sie sich selbst von diesen 
negativen Auswirkungen betroffen 
fühlen, wurde von 62 % dieser Perso
nengruppe verneint, nur 18 % von ih

nen fühlen sich persönlich betroffen • 
mit anderen Worten: lediglich 4 °/( 

a l l e r befragten Oldenburger fühlen 
sich unmittelbar persönlich von ne
gativen Auswirkungen der Universi
tät betroffen. 
Insgesamt gesehen bedeutet dies, daß 
die Universität hinsichtlich ihrer in
frastrukturellen Bedeutung und ihrer 
allgemeinen Beurteilung weitgehend 
im Bewußtsein der Oldenburger Bür
ger positiv verankert ist. Das bestä
tigt sich zum einen nachdrücklich in 
dem weitgehenden Unverständnis, 
das die befragten Oldenburger dem 
von der Landesregierung im Früh
jahr 1979 geplanten Ausbaustopp der 
Universität entgegenbringen, zum 
anderen in der hohen Wertschätzung 
gegenüber der Oldenburger Universi
tät als einem möglichen Studienort. 

Frage: „Die niedersächsische Landesregierung hat kürzlich die Mittel Tür den 
weiteren Ausbau der Oldenburger Universität gekürzt. Würden Sie dieser 
Entscheidung eher zustimmen oder meinen Sie, daß diese Entscheidung rück 
gängig gemacht werden sollte?" 

Zust immen Rückgängig Keine Antwort 
machen 

Tota l (349) 13 % 67 % 19 % 

Parteiwahl: 
SPD (131) 10 % 83 % 7 % 
C D U ( 51) 22 % 61 % 18 % 
FDP « 29) 7 % 76 % 17 % 
Keine 
Angabe I 87) 9 % 62 % 29 % 

Signif ikanz: p=0 , l % UnterschU de hoch signif ikant 

<•) Die Befragten wurden wahrend dos Interviews daraufhingewiesen, daß sie diese l 
unbedingt /u beantworten brauchen. Daraus erklärt sich die hohe Zaht der Antwor 
rungen. Die Wähler anderer als der hier angegebenen Parteien Meilen eine sO kleine F 
dar. daß sie nicht in die Tabelle mit übernommen wurden. 

Die beabsichtigten Mittelkürzungen 
und der damit verbundene Ausbau
stopp für die Oldenburger Universi
tät werden von mehr als zwei Dritteln 
der Befragten abgelehnt, lediglich 13 
% unterstützen diese Maßnahme der 
Landesregierung. Die Differenzie
rung der Antworten auf diese Frage 
nach den Angaben, die die Befragten 
über ihr Wahlverhalten bei der letz
ten Bundestagswahl gegeben haben, 
zeigt einen durchgehend hohen „Sok-
kel" an kritischen Stimmen; selbst 61 
('/( der CDU-Wähler kritisieren die 
Entscheidung ihrer Landesregierung. 
Tabelle 2 zeigt die hohe Attraktivität 
der Oldenburger Universität auch als 
einem möglichen Studienort. 72 % al
ler Befragten empfehlen ein Studium 
an dieser Universität; nur eine Min
derheit von 12 % würde davon abra
ten. Interessante Unterschiede gibt es 

bei der Differenzierung der Antwor
ten auf diese Frage nach den Schul
abschlüssen der Befragten. Zwar 
würde auch hier in allen Teiigruppen 
mehr als die Hälfte der Oldenburger 
ein Studium ander hiesigen Universi
tät empfehlen, dennoch läßt sich eine 
vergleichsweise deutliche Reserve bei 
den Befragten mit gymnasialem 
Schulabschluß bzw. mit Hochschul
examen nicht übersehen. Bei ihnen 
zeigt sich eine gewisse Distanz gegen
über der Oldenburger Universität, 
ohne daß daraus jedoch der Schluß 
gezogen werden kann, diese Teil
gruppe verhielte sich der Universität 
gegenüber mehrheitlich ablehnend. 
Eine relativ ausgeprägte Zurückhal
tung in der Teilgruppe der Befragten 
mit Abitur oder Hochschulabschluß 
läßt sich auch bei einigen anderen 
Fragen wiederfinden. 

Frage: „Stellen Sie sich vor, es kommt jemand zu Ihnen und fragt Sie, ob er an 
der Oldenburger Universität studieren soll. Würden Sie ihm dann zuraten, an 
der Oldenburger Universität zu studieren, wenn das entsprechende Fach hier 
angeboten wird?" 

Total 

Schulabschluß: 
Volksschule/ 
Berufsschule 
Realschule/ 
Fachhochschule 
Gymnasium/ 
Universität 

(349) 

(209) 

( 56) 

( 83) 

JA 

72 % 

79 % 

70 °f< 

54 % 

N E I N 

13% 

31 % 

Weiß n./ 
K. Angabe 

1 6 ' 

18 ' 

14 ' 

Signifikanz: p< 1 % - Unterschiede hoch signifikant 

Der Streit um den Namen 
der Universität Oldenburg 
Der Namensstreit um die Oldenbur
ger Universität ist offensichtlich auf 
Grund seiner großen Publizität fast 
allen Befragten bekannt. 91 % von 
ihnen haben nach eigenen Angaben 
davon gehört. Im Streit um den Na
men der Universität findet die Forde
rung der Universität, nach Carl von 
Ossietzky benannt zu werden, zwar 
keine Mehrheit; dennoch wird sie 
darin von einer beachtlichen Minder
heit (35 %) unterstützt. Nach dieser 
Befragung kann die Forderung der 
Universität nicht länger als die eines 
kleinen, exklusiven Kreises abgetan 
werden, wie es noch 1973 den An

schein haben konnte. Damals ist von 
den Lesern der Nordwest-Zeitung 
über einen Namen für die Universität 
abgestimmt worden; dabei hatten 
sich lediglich 3 % der NWZ-Leser für 
den Namen „Carl-von-Ossietzky-
Universität" ausgesprochen, wäh
rend sich 63 % für den Namen »Uni
versität Oldenburg" entschieden hat
ten. Offensichtlich hat steh die Posi
tion der Universität in dieser Frage 
seitdem erheblich verbessert, auch 
wenn festzuhalten bleibt, daß sich 
auch in dieser Befragung die Mehr
heit (47 %) für den Namen ..Universi
tät Oldenburg" ausgesprochen hat. 

Frage: Die Universität setzt sich für den Namen „Carl von Ossietzky" ein; die 
niedersächsische Landesregierung hat diese Forderung bisher abgelehnt. Was 
meinen Sie: Sollte die Universität diesen Namen führen oder sollte sie sich ein
fach „Universität Oldenburg" nennen oder sollte sie einen ganz anderen Na
men bekommen? 

Namensvorschlag: C.v.Ossietzky Universität 
Oldenburg 

ander 

Tota l (349) 3 5 % 47 % 5 % 

Al ter : 
bis 29 Jahre ( 81) 6 2 % 26 % 2 % 
30 bis 59 Jahre (196) 3 2 % 48 % 6 % 
60 Jahre u. älter ( 72) 13 % 66 % 4 % 

Signif ikanz: p < l % - Unterschiede hoch sign f ikant 

Parte iwahl : 
SPD (131) 50 % 3 4 % 2 % 
C D U ( 51) 2 9 % 61 % 6 % 
FDP ( 29) 28 % 6 2 % 0 % 
Keine Angabe ( 87) 13 % 5 8 % 8 % 

Signifikanz: p<0,l % - Unterschiede hoch signifikant 

Die Vorschläge für den Namen der 
Oldenburger Universität unterschei
den sich deutlich voneinander, wenn 
sie nach dem Alter der Befragten 
bzw. nach ihren Angaben über die 
von ihnen bei der letzten Bundestags
wahl gewählte Partei klassifiziert 
werden. Die jüngeren Befragten un
terstützen mit einer deutlichen Mehr
heit die Forderung der Universität, 
mit einer noch deutlicheren Mehrheit 
wird sie von den älteren Befragten je
doch abgelehnt; diese haben sich klar 
für den neutralen Namen ..Universi

tät Oldenburg" entschieden. Ahnli
che, allerdings nicht unerwartete Un
terschiede zeigen sich auch dann, 
wenn man das Wahlverhalten der be
fragten Oldenburger berücksichtigt. 
Die stärkste Zustimmung für ihre 
Forderung findet die Universität hier 
bei den SPD-Wählern. Die Wähler 
von CDU und FDP bzw diejenigen 
Personen, die ihre Wahlcnischeidung 
nicht genannt haben, unterstützen 
mit deutlicher Mehrheit den Na
mensvorschlag „Universität Olden
burg". Fortsetzung Seite 3 
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Das Bild der Universität 
Das politische Ansehen 
der Oldenburger Studenten 
Fortsetzung von Seite 2 
Ähnlich positiv wie das Ansehen der 
Universität insgesamt ist auch das 
politische Ansehen ihrer Studenten. 
So werden z.B. studentische Demon
strationen im a l l g e m e i n e n ent
weder uneingeschränkt (41 %) oder je 
nach ihren spezifischen Umständen 
(44 9c) als legitim anerkannt, wäh
rend nur 13 % der Befragten prinzi
piell dagegen sind, daß Studenten in 
der Öffentlichkeit demonstrieren. 

Mit Einschränkungen gilt das auch 
für Demonstrationen der O l d e n 
b u r g e r Studenten und von anderen 
Hochschulangehörigen, obwohl hier 
eine breitere Skepsis bezüglich ihrer 
Wirksamkeit vorhanden ist. Es zeigt 
sich nämlich, daß die generelle Beur
teilung st jdentischer Demonstratio
nen nicht ohne weiteres auch auf die 
Oldenburger Situation zutriftt. Wäh
rend 41 ' \ der befragten Personen 
Demonstrationen prinzipiell für ein 
legitimes Mittel halten, meinen nur 
34 %, Demonstrationen könnten da
zu beitragen, daß sich die Oldenbur
ger stärker für die Probleme ihrer 
Universität interessieren. Dagegen 
sind bei dieser Frage deutlich mehr 
Personen als bei der vorangegange
nen der Auffassung, Demonstratio
nen dei Oldenburger Universität 
könnten negative Auswirkungen auf 
die Oldenburger Bevölkerung haben 
bzw. seien abzulehnen: Während nur 
13 % Demonstrationen als mögliche 
Aktionsform prinzipiell ablehnen, 
sind immerhin 29 % der Meinung, sie 
schaden dem Ansehen der Oldenbur
ger Universität. 

Auch wenn beide Fragen in ihrer 
Richtung nicht identisch sind, so sind 
die Differenzen zwischen ihrer jewei
ligen Beantwortung doch bemer
kenswert. Demonstrationen allge
mein werden offenbar nach anderen 
Kriterien beurteilt als solche im spe
ziellen Kontext der Oldenburger Si
tuation. Außerdem könnte sich in der 
Beurteilung von Demonstrationen 
der Oldenburger Universität auch ei
ne eher globale Einschätzung äußern, 
wie die Mehrheit der Oldenburger 
Bürger darauf reagiert. 

Was die politische Ausrichtung der 
Universität Oldenburg und eine da
mit verbundene mögliche einseitige 
Beeinflussung ihrer Studenten be
trifft, so werden sie von der überwie
genden Mehrheit der befragten Ol
denburger im Vergleich zu anderen 
Hochschulen als nicht besondersauf
fällig beurteilt. 47 % aller Befragten 
sind der Meinung, daß die Oldenbur
ger Studenten politisch nicht einseiti
ger beeinflußt werden als die Studen
ten an anderen deutschen Hochschu
len. 1 3 % glauben, daß die Oldenbur
ger Studenten eher stärker, genauso 
viele aber meinen, daß sie eher weni
ger als andere Studenten politisch 
einseitig beeinflußt werden. 

Dieser für das Ansehen der Olden
burger Studenten insgesamt erfreuli
che Befund bestätigt sich indirekt in 
den Antworten auf die Frage nach 
den potentiellen beruflichen Einstel
lungschancen Oldenburger Universi
tätsabsolventen. Den interviewten 
Oldenburgern wurde die Frage ge
stellt. ob nach ihrer Meinung ein Ar
beitgeber einen Bewerber einstellen 
würde, der an der Oldenburger Uni
versität studiert hat, oder ob er je
manden von einer anderen Universi
tät vorziehen würde, wenn er einen 
Beweiber mit einem abgeschlossenen 
Hochschulstudium suchte. Nur 18 9J 
sind davon überzeugt, Absolventen 
anderer Universitäten würden den 
aus Oldenburg prinzipiell vorgezo
gen. Demgegenüber meinen fast zwei 
Drittel aller Befragten, Absolventen 
der Oldenburger Universität müßten 
nicht deshalb mit Nachteilenaufdcm 
Arbeitsmarkt rechnen, weil sie in Ol
denburg studiert haben. Diese Grup-

Im Wortlaut 
Debatte um die Namensgebung im Niedersächsischen Landtag 

pe ist entweder der Auffassung, daß 
Oldenburger Studenten im Durch
schnitt die gleichen Einstellungs
chancen wie Studenten von anderen 
Universitäten haben, oder sie meint, 
daß ein Arbeitgeber diese Frage nach 
anderen Kriterien als denen des Stu
dienortes entscheidet. Wenn man 
dieses Ergebnis aus dem engeren the
matischen Zusammenhang dieser 
Frage nach den potentiellen Einstel
lungschancen Oldenburger Studen
ten herausnimmt und allgemeinerauf 
das Ansehen der Universität und ih
rer Studenten bezieht, dann bestätigt 
dieser Befund die Tendenz, nach der 
das Ansehen der Oldenburger Stu
denten und damit auch das der Uni
versität überraschend positiv ist und 
sich weitgehend nicht von dem ande
rer Studenten und anderer Universi
täten unterscheidet. 

Die Differenzierung der Untersu
chungsergebnisse nach den in den In
terviews erhobenen sozialstatisti
schen bzw. demographischen Merk
malen der befragten Oldenburger 
zeigt, daß die Beurteilung der in den 
Interviews angeschnittenen Proble
me bzw. Themen nicht einheitlich er
folgt, sondern insbesondere mit den 
Merkmalen Alter, Schulabschluß 
und Parteipräferenz variiert. Zustim
mung oder positive Einschätzungen 
gegenüber der Universität -insbeson
dere auch in politischen Kontrover
sen -finden sich überdurchschnittlich 
häufig bei den jüngeren Befragten 
und bei den SPD-Wählern. Skepsis 
oder sßgar eine ablehnende Haltung 
gegenüber der Universität ist in den 
Analyseteilgruppen der älteren Be
fragten, der CDU-Wähler und derje
nigen Personen überdurchschnittlich 
häufig vorhanden, die Abitur oder 
ein Hochschulexamen haben. Aller
dings muß hierzu einschränkend an
gemerkt werden, daß trotz dieser Un
terschiede ein hoher ..Sockel" an po
sitiven Urteilen in allen Teilgruppen 
vorhanden ist. der bei vielen Fragen 
die festgestellten Differenzierungen 
relativiert. 

Wenn man die Ergebnisse der Unter
suchung einschließlich jener Teile, 
die hier aus Platzmangel nicht darge
stellt werden konnten, abschließend 
zusammenfassend bewerten will, 
dann kann man sagen, daß der Ruf 
der Universität offensichtlich besser 
ist. als von vielen Seiten (einschließ
lich uns selbst) vermutet worden ist. 
Tatsächlich scheint sich das Verhält
nis zwischen der Oldenburger Öffent
lichkeit und der Oldenburger Univer
sität weitgehend normalisiert zu ha
ben. Die soziale Integration der Uni
versität ist nach diesen Untersu
chungsergebnissen für die Mehrheit 
der Oldenburger kein erkennbares 
Problem. Die Universität wird von 
ihnen als eine wichtige infrastruktu
relle Maßnahme akzeptiert. Auch 
politisch scheint sie für die meisten 
Oldenburger kein erkennbarer Streit
punkt oder besonderes Ärgernis zu 
sein. Trotzdem besteht für die Uni
versität kein Anlaß zur Selbstzufrie
denheit: Immerhin steht ihr ein Po
tential von annähernd einem Drittel 
aller Oldenburger eher skeptisch bis 
ablehnend gegenüber. In bestimmten 
Fragen - der Streit um ihren Namen 
scheint ein Indiz dafür zu sein - muß 
die Universität auch mit einer stärke
ren. ihr kritisch gegenüber eingestell
ten Öffentlichkeit in Oldenburg rech
nen. Die Universität wäre gut bera
ten, dieses bei ihrer zukünftigen Öf
fentlichkeitsarbeit und Selbstdarstel
lung zu beachten. 

*) Wolf-Dieter Scholz und Andrä 
Wolter sind wissenschaftliche Assi
stenten im FB I, Martin Bröking ist 
Student. Der vollständige Untersu
chungsbericht wird demnächst in der 
Reihe „Dokumente Materialien" von 
der Pressestelle der Universität Ol
denburg veröffentlicht. 

Carl von Ossietzky bleibt weiterhin als Namenspatron für 
die Universität Oldenburg unerwünscht. Am 13. März be
kräftigten die CDU-Fraktion und die von ihr getragene 
Regierung noch einmal ihre Ablehnung zur Namensge
bung und reagierten damit auf einen Entschließungsantrag 
der SPD-Fraktion. Der sieht vor. daß die Hochschule den 

Inge 
Wettig-Danielmeier 
...Ich möchte hier nicht auf die juristischen 
Implikationen dieses Streits eingehen. Ls 
ist für die SPD-Fraktion dieses Landtags in 
dieser Frage unwichtig, ob die Landesregie
rung der Universität die Namensführung 
gestatten kann und das auch tut. oder ob im 
Zuge einer Novelle des NH(i die Namens
führung Carl-von-Ossietzky-Universität 
ermöglicht wird. Uns kommt es auf die poli
tische Wertung dieses Streites an. 
Wir alle haben erleben müssen, wie in der 
Öffentlichkeit, in den Medien und den poli
tischen Diskussionen der Name Carl von 
Ossieizkys dem Versuch des Mißbrauchs 
ausgeliefert war. 

Diese Diskussionen um Carl von Ossietzky 
bestimmen natürlich wesentlich auch die 
Diskussion um die Namensgebung. Wer 
dem Streit um Carl von Ossietzky nach
geht. muß den Lebensweg dieses Mannes 
zurück verfolgen bis in die Zeil vor dem I. 
Weltkrieg. Er muß den oppositionellen gei
stigen Strömungen dieser Zeit nachgehen. 
die sich am preußisch-deutschen Militaris
mus und dem kaiserlichen Obrigkeitsstaat 
rieben. Fr muß sich mit der (iedankenwe/t 
von Kriegsteilnehmern auseinandersetzen. 
die - wie Carl von Ossietzky - durch das 
Kriegserlebnis zu Pazifisten wurden und die 
Idee einer friedlichen Welt in der politi
schen Tagesarbeit zu verfolgen suchten. 
Carl von Ossietzky hat dies als Publizist ge
tan. In der von Spannungen und Erschütte
rungen gekennzeichneten Weimarer Repu
blik mußte diese Haltung dazu führen, daß 
Carl von Ossietzky den Aktionen der 
Reichswehr, ihrer geheimen Aufrüstungs
politik seine Aufmerksamkeit als Publizist 
widmete. Er erkannte in der Reichswehr 
den Hauptfeind der demokratischen Ent
wicklung Deutschlands. Selbst wer diese 
These in ihrer Zuspitzung nicht teilt, wird 
nicht umhinkönnen, die von nahezu allen 
Historikern vertretene Analyse des Endes 
der Weimarer Republik zu akzeptieren. 
daß die Politik der Reichswehr ein wichti
ger Faktor bei der Zerstörung der ersten 
deutschen Republik war. Carl von Ossieiz
kys Kampf gegen die geheime Aufrüstungs
politik, die gerichtlichen Auseinanderset
zungen über seine Veröffentlichungen, ha
ben damals den erbitterten Angriff der 
politischen Rechten in der Weimarer Repu
blik. nicht nur der Nationalsozialisten, ge
gen ihn ausgelöst. Dieser Gegenangriff 
präg! bis heute viel nachhaltiger das politi
sche Bewußtsein in diesem Lande als der 
Kampf Carl von Ossieizkys gegen die Fein
de der Weimarer Republik und sein Eintre
ten für die demokratischen Grundrechte. 
insbesondere die Pressefreiheit. Der „Nest
beschmutzer" Carl von Ossietzky, der nicht 
für die Revision des Versailler Vertrages 
eintrat, ist vielen stärker in Erinnerung ge
blieben als der demokratische Publizist und 
Friedensnobelpreisträger. 

Obwohl Carl von Ossietzky eines da pro
minentesten Opfer der nationalsozialisti
schen Gewaltherrschaft ist. hat er im we
sentlich geringeren Maß als andere nach 
194$ eine positive Würdigung erfahren. Die 
Wurzel dafür ist sicher darin zu suchen, daß 
er stärker als andere Männer und Frauen 
des Widerstandes schon in der Weimarer 
Republik ein Objekt der Aggression war 
und daß er von der DDR für ihre Art der 
Traditionspflege vereinnahmt wurde. Die 
Vereinnahmung durch die DDR hat viel da
zu beigetragen, ein Bild des politischen Pu
blizisten Carl von Ossietzky zu erzeugen, 
das von dem tatsächlichen Wirken dieses 
Mannes weit entfernt ist. Carl von Ossietz
ky war parteilich ungebunden. Keine der 
linken politischen Parteien der Weimarer 
Republik kann ihn für sich beanspruchen, 
weder als Mitglied noch als publizistischen 
Parteigänger. Der entschiedene Pazifist 
und Demokrat von Ossietzky war eher ein 
linksradikuler Outsider. Wer ihn. wie es die 
DDR-Wissenschaft Vertritt, als bewußten 
Vertreter der Arbeiterklasse betrachtet 
oder mit umgekehrten politischen Vorzei
chen als „scharfen Kommunisten"', geht mit 
diesen Wertungen an den Tatsachen vorbei 

Wenn diese in Skizzen vorgetragene Anali 
se zu dem Ergebnis kommt, daß Carl von 
Ossietzky durch sein Wirken, durch die von 
ihm vertretenen Ideen der Humanität und 
Demokratie und nicht zuletzt durch seine 
Unbeugsamkeil gegenüber den nationalso
zialistischen I olterknechten. für unsere De
mokratie cht Vorbild sein kann, verengt 
sich die Frage der Namensgebung einzig 

Namen des Friedensnobelpreisträgers und Widerstands
kämpfers tragen darf. Inge Wettig-Danielmeier, hoch
schulpolitische Sprecherin der SPD, begründete den An
trag ihrer Fraktion vor dem Landtag. Wissenschaftsmini
ster Professor Dr. Eduard Pestel trug das Nein der 
Regierung vor. Auszüge von beiden Reden im Wortlaut: 

und allem auf den Punki. ob staatliche Ein
richtungen wie Universitäten überhaupt ei
nen Namen tragen sollten. 
Einer sehr prinzipiellen Auffassung von der 
we/tanschaulichen Neutralität des moder
nen demokratischen Staates würde es 
durchaus entsprechen, wenn weder Stra
ßen. Schulen. Krankenhauser noch Univer
sitäten Namen tragen würden, die als welt
anschaulich-politisches Bekenntnis aufge
faßt werden konnten. Dieser puristische 
Standpunkt, der sogar die Pflege der eige
nen demokratischen Tradition ausschließt. 
ist jedoch nicht der Standpunkt der demo-
K ratischen Parteien dieses Landes. Da nach 
der überwiegenden Auffassung staatliche 
Einrichtungen durchaus Namen tragen dür
fen. reduziert sich das Problem auf die Fra
ge. ob dies auch für Universitäten gelten 
kann. 

Unbestritten ist. daß historische Universi-
tatsnamen auch vom demokratischen Staai 
akzeptiert werden, wenn hier auch die Fra
ge erlaubt sein muß. ob das landesherrliche 
Wirken des jeweils konkreten Namensge
bers nicht zu Fragen Anlaß geben müßte in 
einem demokratischen Staat. Doch es wä
re, glaube ich, ein müßiger Streit, die Zeil
gemäßheil der Namen Friedrich-Wilhelm-
Universität. Georgia Augusta, Carola WH-
helmina usw. zu diskutieren. Für unser 
Prob/cm ist einzig und allein entscheidend, 
ob neben diese Traditionsnamen auch Na
men treten können, die die neuere demokra
tische Tradition unserer Republik verkör
pern. Der Ministerpräsident dieses Landes 
hat in seiner Stellungnahme zur Frage 
Carl-von-Ossietzky-Universitäi diese 

Möglichkeit nicht bestritten, .sondern nur 
auf die formalen Zuständigkeiten abge
stellt. d.h. auf die Zustimmung der Landes
regierung. Anders dagegen der Wissen
schuftsminister, der am 9.5.I97H erklärte: 
..Und ich sehe auch keinen Sinn darin, ins
besondere aus dem Punkt, daß ich nicht 
meine, man kann nicht zukünftige Studen
ten und zukünftige Lehrkörper mit einem 
Programm durch eine Namensgebung fest
legen, die man ja nicht von heute auf mor
gen ändern kann" (NDR II). 
Wer diese Äußerung ernsthaft diskutiert 
(da sie vom zuständigen Wissenschaftsmi
nister stammt, muß man dies wohl tun) 
kann zunächst nur feststellen, daß dieser 
Minister Zweifel daran hegt, daß eine Uni
versität den Namen eines entschiedenen De
mokraten jähren darf. Wenn ihm dies schon 
ein Zuviel an Programm für eine Universi
tät ist, dann muß freilich die Frage erlaubt 
sein, wie ernst die Landesregierung die 
Pflege demokratischer Traditionen in die
sem Land nimmt..." 

Eduard Pestel 
Der dem Entschließungsantrag zugrunde 
liegende Sachverhalt ist im Talsächlichen. 
Rechtlichen und Po/irischen komplizierter. 
als er nach dem Antrag und den für ihn ge
gebenen Begründungen erscheint. Seiner 
Kompliziertheit entsprechend ist der Sach
verhalt von den verschiedenen Ministem. 
die seil 1974 für die niedersächsischen 
Hochschulen zuständig waren, behutsam 
behandelt worden. 

Ich bedauere den Entsch/ießungsantrag. 
weil sich an ihn Auseinandersetzungen 
knüpfen können, in denen der Verständlich
keit halber vergröbert argumentiert wird. 
Das Ergebnis solcher Auseinandersetzun
gen droht dann dergestalt auszufallen, daß 
das Ansehen unseres Landes und seiner In
stitutionen Schaden nimmt. Ich kann mir 
nicht vorstellen, welchen Nutzen sich die 
Antragsteller versprechen, der zu einem 
solchen Risiko in einem angemessenen Ver
hältnis steht. Als grobe verbale Schläge in 
einer solchen Auseinandersetzung kann ich 
mir heule schon folgende vorstellen: 
Einerseits: Wer gegen den Antrag ist. läßt 
Respekt vor dem Widerstandskämpfer und 
Friedensnobclprcisträger Carl von Ossietz
ky vermissen und schlägt sich noch nach
träglich auf die Seite seiner nationalsoziali
stischen Verfolger und Peiniger: 
andererseits: Wer für den Antrag ist. ist ein 
Vo/ksfrontit/eologe, denn das studentische 
Mitglied im Gründungsausschuß der Uni
versität Oldenburg, das im Jahre I974erst-
mals die Universität Carl-von-Ossictzky-
Universilät nennen wollte, gehörte oder 
gehört der DKP an und verstand den Namen 
Carl von Ossietzky als Symbol jür eine ge
forderte Einheit von Kommunisten und So
zialdemokraten. 

Beides ist sinngemäß schon so gesagt wor
den - wenn auch zum Glück nicht in diesem 

Hause - und hat verständlicherweise bei den 
so Angesprochenen lang anhaltende Ver-
leiztheit hervorgerufen. Beides ist in seiner 
Übersteigerung absurd, aber es ist erfah
rungsgemäß schwierig, zu differenzierten 
Argumenten zurückzukehren, wenn der 
Austausch grober Schläge erst einmal be
gonnen hat. Ich hoffe, daß ich mit der Be
schreibung der hier denkbaren gröbsten 
Schläge abschreckende Wirkung gegen un
überlegte Äußerungen in den Aussprachen 
über den Entschließungsantrag erzielen 
kann. . , 

Zwischen der Universität Oldenburg und 
mir ist seit dem Spätsommer 1978 ein 
Rechtsstreit anhängig. Das Konzil und der 
Senat der Universität hatten damals be
schlossen. daß die Universität in Selbstver
waltungsangelegenheiten den Namen Carl-
von-Ossietzky-Universität Oldenburg füh
re. Diese Beschlüsse habe ich beanstandet. 
Gegen die Beanstandungen hat die Univer
sität Klage erhoben. Das hat sich noch vor 
dem Inkrafttreten des Nieders. Hochschul
gesetzes abgespielt. Ich bin überzeugt da
von. daß die von der Universität Oldenburg 
beabsichtigte Namensführung schon vor In
krafttreten des Nieders. Hochschulgesetzes 
rechtswidrig war. Noch deutlicher liegt die 
Rechtswidrigkeit seil dem Inkrafttreten des 
Nieders. Hochschulgesetzes auf der Hand. 
das in seinem § I die Namen der niedersäch
sischen Hochschulen festlegt. In dem er
wähnten Rechtsstreil hat das Verwaltungs
gericht Oldenburg am 21. Februar 19S0das 
Ihnen aus der Presse bekannte Urteil ver
kündet. das die Klage der Universität Ol
denburg abweist. . . 

Auch eine weitergehende politische Würdi
gung ist nicht angezeigt, weil meine dem 
Verwaltungsgericht vorgetragene Rechts-
aujjässung einschließt, daß die Landesre
gierung der Universität Oldenburg den von 
ihr angestrebten Namen nicht nur nicht zu
gestehen mußte, sondern daß sie ihn auch 
nicht zugestehen durfte. 

Auf einen Teilaspekt will ich noch kurz ein
gehen. den der scheinbaren Ungleichbe
handlung der Technischen Universität 
Braunschweig und der Universität Göttin
geh einerseits und der Universität Olden
burg andererseits. Die Technische Universi
tät Braunschweig und die Universität GÖi-
lingen bedienen sich auch nach Inkrafttre
ten des Nieders. Hochschulgesetzes ihrer 
überkommenen Bezeichnungen „Carolo 
Wilhelmina" bzw. „Georg-August-Univer-
fität". Ich sehe entscheidende Unterschiede 
zwischen diesen Bezeichnungen und der von 
der Universität Oldenburg angestrebten. 
Kein vernünftiger Mensch könnte auf die 
Idee kommen, daß die überkommenen Be
zeichnungen in Braunschweig oder Göttin
gen programmatische Festlegungen der 
Universitäten oder ihrer Mitglieder für heu
le relevante Entscheidungsalternativen be
deuten. Die Universität Oldenburg hai da
gegen ausdrucklich erklärt, daß der Name 
Carl-von-Ossietzky-Universität eine politi
sche Programmatik bedeuten soll, und die
se ist von einzelnen immerhin auch schon 
als Volksfrontprogrammatik beabsichtigt 
worden. 

Nach diesen Worten, die der Rechtslage 
entsprechend zurückweisend ausfallen 
mußten, lege ich Wen darauf, nicht zum 
Ende meines Beitrages zu kommen, ohne 
folgende Bemerkungen gemacht zu haben: 
Vieles von dem. was Carl von Ossietzky ge
schrieben hat, erscheint mir nicht als kon
struktiver Beitrag zur Lösung der Proble
me. in denen sich die Republik in der Zeit 
seines Wirkens befand. Beeindruckend ist. 
wie früh und mit welcher Klarheit er die na
tionalsozialistische Gefahr erkannt hat. Ich 
halte Carl von Ossietzky so wenig wie eine 
andere Persönlichkeit des Widerstandes ge
gen das Naziregime für geeignet, als Sym
bol für den ganzen Widerstand genommen 
zu werden. Mich erfüllt der allergrößte Re
spekt vor dem aufrechten, leidvollen und 
schließ/ich mit dem Leben bezahlten Kampf 
Carl von Ossietzk vs gegen das NS-Regime. 
Das hat mich veranlaßt, keine Bedenken 
dagegen zu erheben, daß die Universität Ol
denburg auf dem landeseigenen Universi
tätsgelände ein Denkmal für Carl von Os
sietzky hat errichten lassen. Für eine Uni
versität ist die überzeugendste Art. einer 
historischen Persönlichkeit ein Denkmal zu 
setzen, daß sie sich besonders gründlich mit 
deren Werk wissenschaftlich auseinander
setzt. Dafür hat die Universität Oldenburg 
jederzeit meine Unterstützung. 
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Kurse für 
Fremdsprachen 
Kurse in Spanisch, Französisch und 
Niederländisch bietet der Fachbe
reich II an und kommt damit einer 
Forderung nach, die sich aus dem 
Sprachenerlaß ergibt. Denn alle seit 
Sommersemester 1978 immatriku
lierten Sprachstudenten, die das 
Lehramt an Gymnasien oder an Re
alschulen anstreben, müssen bei der 
Meldung zu ihren Examina für die 
Fächer Deutsch, Englisch und Rus
sisch je zwei Fremdsprachen nach
weisen. Ausreichende Englisch-
kennimsse werden in jedem [-"all vor
ausgesetzt. 
Die im Fachbereich angebotenen 
Sprachkurse finden in der Regel im 
Jahreszyklus statt. Sie sind wieMolgt 
gegliedert: 

Zehntägiger Intensivkurs (10 x 6 
Stunden) vor Beginn der Lehrveran
staltung des Wintersemesters 

Wetterführung im Winterseme
sters mit je vier Wochenstunden 

Fünftägiger Intensivkurs vor An
fang des Sommersemesters ( 5 x 6 
Stunden) 

Weiterführung im Sommerseme
ster mit vier Wochenstunden 
Pro Semester finden zwei Tests statt. 
Studenten, die alle Tests erfolgreich 
bestehen, sind von der Abschlußprü
fung frei, zu der sich auch Studenten 
melden können, die ohne Teilnahme 
am Kurs ihre Fremdsprachenkennt
nisse nachweisen wollen. Nähere 
Auskünfte erteilt der für diesen Kom
plex Dr. J.U. Davids (FB II). 

Kurs für Niederländisch 
Im Sommersemester findet montags 
von 9 - 13 Uhr im Raum D 104 für 
Anfänge- und Fortgeschrittene ein 
Niederländisch-Kurs statt. Beginn: 
21. August. Der Kurs konnte nicht 
mehr ins neue Vorlesungsverzeichnis 
aufgenommen werden. 

Studium 
im Ausland 

Das Bundeswissenschaftsministeri
um stellte fest, daß das Interesse 
deutscher Studenten an Studien- und 
praxisbezogenen Aufenthalten im 
Ausland zugenommen habe. Diese 
Entwicklung signalisiere eine Trend
wende gegenüber der jahrelangen 
Zurückhaltung bei Ausländsaufent
halten. Nach einer Mitteilungdes Mi
nisteriums wurde der 1979 eingesetz
te Betrag von 30 Millionen DM für 
Auslandsaufenthalte deshalb um 
weitere acht Millionen DM erhöht. 
In Zusammenarbeit mit dem Deut
schen Akademischen Austausch
dienst, der deutsch-amerikanischen 
Fulbright-Kommission, den sieben 
Begabtenförderungswerken und der 
Carl-Duisberg-Gesellschaft werden 
neue Programme entwickelt, um 
noch bessere Voraussetzungen für ei
ne Ausbildung im Ausland zu schaf
fen. Gefährdet sind diese Bemühun
gen in Großbritannien durch Absich
ten der konservativen Regierungs
chefin Margaret Thatcher. Sie hat 
nämlich beschlossen: „Auslandsstu
denten werden vom September 1980 
an die vollen Unkosten ihrer Ausbil
dung allein tragen." Bisher lagen die 
Gebühren bei 950 bis 1230 Pfund im 
Jahr, in Zukunft sollen sie jährlich et
wa 3500 Pfund (14.000 DM) betra
gen. Der Vorsitzende der britischen 
Rektorenkonferenz., Sir Alec Morri
son, hat diese Maßnahmen als „bru
tale und schlecht durchdachte Poli
tik" bezeichnet. 

Kein NC 
für Chemie 
Im nächsten Wintersemester werden 
der Diplomstudiengang Chemie und 
die Lehramtsstudiengänge Sozial
kunde/Politik und Lehramt berufs
bildende Schulen wirtschaftswissen
schaftlicher Fachrichtung (Sek. II) 
nicht mehr zulassungsbeschränkt 
sein. Ein entsprechender Vorschlag 
des Senats fand jetzt die Zustimmung 
des Ministeriums. Ein numerus clau
sus wird wie bisher bestehen bleiben 
für die Diplomstudiengänge Psycho
logie und Biologie sowie, im beson
deren Verleilungsverfahren mit Stu
dienplatzgarantie, Pädagogik. Die 
Lehramtsstudiengänge Sonderpäd
agogik, Sport, Kunst, Germanistik, 
Biologie und Arbeitslehre unterlie
gen ebenfalls Zulassungsbeschrän
kungen. Neu hinzugekommen sind 
Musik und Geographie (Sek. II). 

Erstmals werden im Wintersemester 
80/81 Studienplätze für zweiphasige 
Studiengänge für das Lehramt an 
Gymnasien an der Universität Ol
denburg angeboten und in zulas
sungsbeschränkten Fächern durch 
die ZVS in einem Landesverfahren 
verteilt. Bewerber in den Fächern 
Germanistik und Geographie kom
men in das besondere Verteilungsver
fahren mit Studienplatzgarantie. Ein 
Lehramtsstudiengang für Gymna
sien im Fach Arbeitslehre/Polytech-
nik wird voraussichtlich nicht vom 
MWK genehmigt. 

Terminplan der 
Gremien SS 80 

Räume in VG geändert 
Wegen kurzfristiger Umzüge fin
den Veranstaltungen, die im Vor
lesungsverzeichnis in den Räumen 
VG 003, VG 004. VG 005 und VG 
103 angekündigt worden sind, in 

folgenden Räumen statt: 
VG 003 (alter Raum) in VG 502 
VG 004 (alter Raum) in VG 509 
VG 005 (alter Raum) in VG 503 
VG 103 (aller Raum) in G 27. 

vormi t tags nachm 
02.04 80 SKen FBR 
09.04 80 H P K 
16.04,80 Senat 
23.04.80 SKen FBR 
30.04.80 H P K 
07.05.80 Senat 
14.05.80 SKen FBR 
21.05.80 H P K 
28.05.80 Senat 
04.06.80 SKen FBR 
11.06.80 H P K 
18.06.80 Senat 
25.06.80 SKen FBR 
02.07.80 H P K 
09.07.80 Senat 
16.07.80 SKen 
23.07.80 FBR 
06.08.80 Senat 
20.08.80 FBR 
27.08.80 H P K 
03.09.80 Senat 
17.09.80 FBR 

01.10.80 Senat 
Die Termine liegen alle am Mitt
woch, in der Regel beginnen die 
Sitzungen am Vormittag um 9.00 
Uhr, am Nachmittag um 15.00 
Uhr. 
Abkürzungen: SKen ~ Senats
kommissionen 
HPK = Haushalts- und Planungs
kommission 
FBR = Fachbereichsräte 

Sprechstunden für 
Schwerbehinderte 
Für die Schwerbehinderten der Uni
versität wurden feste Sprechstunden 
eingerichtet. Hillerich Dorcnbusch. 
Vertrauensmann der Schwerbeschä
digten. ist mittwochs ab 13.30 Uhr 
und freitags von 10 bis 12 Uhr im 
Bauteil A Raum 006 zu erreichen, 
Der stell vertretende Vertrauens
mann Sigurd Sauer ist in der Werk
statt (AVZ 0-303) zu sprechen. In 
dringenden Fällen sind sie auch unter 
Tel.: 573 und 546 zu erreichen. 

Personalien 
Professor Dr. Heinrich Besuden, 
Mathematiker im Fachbereich IV, 
wurde auf der 14. Bundestagung für 
Didaktik der Mathematik in Dort
mund von der Mitgliederversamm
lung zum 2. Vorsitzenden der GDM 
gewählt. 

Ausschreibung 
Leiter des akademischen Auslandsam
tes (Angestelltenstelle nach BAT IIa) 
Aufgaben: Der Leiter des Auslands
amtes soll Kontakte zu ausländi
schen Universitäten und anderen in
ternationalen Bildungs- und For
schungseinrichtungen herstellen und 
koordinieren bzw. Hochschulange
hörige dabei unterstützen. Außer
dem ist er für die Betreuung ausländi
scher Studenten zuständig. Voraus
setzungen: Gute Kenntnisse in min
destens zwei Fremdsprachen, abge
schlossenes Hochschulstudium. Be
werbungen bis 20. April an den Präsi
denten der Universität Oldenburg. 

Minderheitsvotum 
Fortsetzung von Seite 1 
denten, wissenschaftliche Mitarbei
ter und die Dienstleister Mitsprache
recht haben. Im Fachbereich II sollen 
die Kommissionen aber kein Ent
scheidungsrecht erhalten. Dies bleibt 
allein beim Fachbereichsrat. Im 
Fachbereich I konnte man sich in die
ser Angelegenheit nicht zu einer Lö
sung durchringen. 
Der Beschluß des Senats, der die Ent
scheidungen der Fachbereichsräte 
beinhaltet, und das Minderheitsvo
tum werden demnächst dem Wissen
schaft sminister übermittelt. Akzep
tiert er die Entscheidung des Senats 
nicht, so wird die Hochschule zur 
Änderung ihrer Vorschläge auffor
dern. Dabei kann er strukturelle Vor
gaben machen. Nicht möglich ist. 
daß er seine Vorstellungen über den 
Organisationsplan oder das Minder
heitsvotum sofort oktroyiert. gh 

Spedition 
Möbeltransport 

International 

' ' J = " i - -

Bücher sind ein unent
behrlicher Begleiter auf 

dem Weg durch Ihr 
Studium 

In unserer wissenschaft
lichen Abteilung finden 

Sie die für Sie notwendigen 
Bücher in großer Auswahl 

BUCHHANDLUNG 
BÜLTMANN & GERRIETS 

Lange Str. 57 • Ruf 2 66 01 

Postfach 1 41 

Anna Thye 
Buchhandlung 
Inh. Got t f r ied Sieier 

Gegr. 1 .9 .1800 

29 O L D E N B U R G 

Schloßplatz 2 1 / 2 2 

Postfach 4780 

Ruf (0441) 2 5 2 88 

JEANS 
~tforten_ 
Levis • Wrangler - Pionier - lols - Settier 

2 eShinden 
Examensarbeiten -Service 

Fotokopien 

Buchbindearbeiten 
Zeitschriften Berichte 

IENCKUS 
Buchbindera 

Edewechter Landstraße 50 
29 Oldenburg 

Telefon 0441-502397 

Schreibmaschinen 
neu und gebraudit, sowie diverse Büromasdiinen mit Service und Garantie 

0 Manuelle Schreibmaschinen ab DM 85,-
9 Elektrische Schreibmaschinen ab DM 185.-
# Kugelkopfschreibmaschinen ab DM 759,-
Wei tere Büromasch inen auf An f rage ! ! 

E B S E R L B E C K 
Weddigenstrarse 3 • 2900 OLDENBURG • Fernruf (0441) 85125 
Verkauf Montag bis Freitag 17-18.30 Uhr oder nach Vereinbarung 

COPIERCENTER OLDENBURG 
Ammerländer Heerstraße 88 
Fernsprecher (04 41) 5 20 91 

Kopien auf Normalpapier DIN A4/A3 
in Selbstbedienung 

Kopierpreis je stück 0,10 DM 
ab 500 Kopien je Stück 0,09 DM 
ab 1000 Kopien je Stück 0,08 DM 

SCHNELLDRUCK-SERVICE 
DRUCK-CENTER 

Schützen weg 4 • Ruf (04 41) 5 20 91 

zum Beispiel 1 Vorlage DIN A4 

Auflage 
Auflage 
Auflage 

20 Stück 
100 Stück 
500 Stück 

Auflage 1000 Stück 
Auflage 2000 Stück 

DM 2,50 
DM 6,50 
DM 23,50 
DM 38,00 
DM 68,00 

\n 

SPANHAKE 
Kinski 

Jeder braucht ein Hobby 

Auch Du! 
Bei uns findest Du die 
Auswahl, um Dir Dein 

Sanz persönliches 
obby auszusuchen. 

Wir bieten über Basteln, 
Modellbau bis zur Reno
vierung alles aus 
einer Hand! 

Oldenburg-lange str. 

' 

Grund-& bodensolide I 
- s 

Mit der ÖBS den Grundstein legen. 
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